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Meldungen

Haushaltsrede von Stadtkämmerer Dr. Ernst Wolowicz

„Ein ehemaliger Bundesfinanzminister forderte einst dazu auf, einfach zu
reden, aber kompliziert zu denken – und nicht umgekehrt. Ich werde zu-
mindest versuchen, in meiner Rede diesem Ratschlag eines großen Vorsit-
zenden einer großen bayerischen Volkspartei nahe zu kommen.
Starke Fremdbestimmung der Selbstverwaltung

In der uns allen eigenen fast grenzenlosen Bescheidenheit und Demut soll-
ten wir weiterhin davon ausgehen, dass wir bei der Festlegung entschei-
dender Rahmenbedingungen für die Entwicklung unserer Stadtfinanzen
fremdbestimmt sind.
Bitte keine voreiligen Schlussfolgerungen: Dies ist kein Plädoyer dafür,
meine Funktion einzusparen, sondern nur ein Hinweis darauf, nicht aus
dem Auge zu verlieren, dass die eigenständigen Handlungsmöglichkeiten
der Kommunalpolitik leider begrenzt und in den letzten Jahrzehnten ge-
schrumpft sind. Auch wenn Allmachtsphantasien bei Kommunalpolitikern
ohnehin weit weniger verbreitet sind als bei Landes-, Bundes- oder Euro-
papolitikern, weil sie täglich mit der Realität konfrontiert werden, schadet
es nichts, sich dessen eingedenk zu sein. Der frühere SPD-Bundestagsab-
geordnete Hermann Schmitt-Vockenhausen schrieb zu recht: „Die Gemein-
den sind der eigentliche Ort der Wahrheit, weil sie der Ort der Wirklichkeit
sind.”
Diese Einsicht bedeutet nicht, dass wir fatalistisch hinzunehmen haben,
was mit uns geschieht und die eigenen Handlungsspielräume nicht aus-
schöpfen müssten, aber es erfordert eine realistische Sicht der Dinge,
was durch eigene Anstrengungen machbar ist und was nicht und was an-
dere selten zu unseren Gunsten oder meistens zu unseren Lasten ent-
scheiden und dies soweit wie möglich zu antizipieren.
Lassen Sie mich dafür nur zwei Beispiele nennen:
Bei allen unseren erfolgreichen Bemühungen um eine aktive kommunale
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik und um eine antizyklische Investiti-
onspolitik werden die entscheidenden Parameter für die Wirtschafts- und
Beschäftigungsentwicklung in München letztlich nicht primär durch die
Münchner Kommunalpolitik gesetzt. Dies gilt in einer zunehmend verfloch-
tenen Weltwirtschaft auch immer mehr für die Wirtschaftspolitik des Lan-
des und des Bundes. Die Politik sollte ihr Licht nicht unter den Scheffel
stellen, aber sie sollte auch nicht so tun, als könne sie die Entscheidungen
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der internationalen Wirtschaft kraftvoll steuern. Dies gebietet die intellek-
tuelle Redlichkeit.
Auch für die Kommunalpolitik gilt die weise Einsicht eines in Manchester
sehr erfolgreichen Unternehmers aus Wuppertal-Barmen: „Freiheit ist die
Einsicht in die Notwendigkeit.”
Für die an sich wünschenswerte exakte Planbarkeit der wichtigsten Steu-
ereinnahmequelle, der Gewerbesteuer, bedeuten diese Rahmenbedingun-
gen, dass diese der Quadratur des Kreises gleicht. Die Höhe der Einnah-
men der Gewerbesteuer schwankte in München in den vergangenen 10
Jahren zwischen 800 und über 1.300 Millionen Euro, je nachdem wie sich
Konjunktur und Steuerrecht entwickelten. Bei nominell weitgehend kon-
stanten Personal- und Sachausgaben in den letzten Jahren bedeutet dies
im Verwaltungshaushalt Überschüsse wie 2004 und auch 2005 oder Fehl-
beträge wie 2002 und 2003. Trotzdem werden wir Ihnen weiterhin auch
Prognosen zur Gewerbesteuer vorlegen, wie es das Gesetz befiehlt  und
auch im Einstein-Jahr nicht dem Vorschlag dieses Genies folgen: „Ich den-
ke niemals an die Zukunft. Sie kommt früh genug.”
Im letzten Jahr und in diesem Jahr sprudeln die Gewerbesteuereinnah-
men, dieses Jahr werden wir Rekordeinnahmen von über 1.300 Millionen
Euro erreichen. Aber je nachdem, wie sich im nächsten und übernächsten
Jahr die Export- und die Binnennachfrage entwickeln, werden die Gewer-
besteuereinnahmen weiter florieren oder leicht oder drastisch zurückge-
hen. Gerade Münchens Wirtschaft profitiert vom derzeitigen Exportboom.
Von der Binnennachfrage kommen angesichts stagnierender oder zurück-
gehender Realeinkommen bei größeren Gruppen der Konsumenten und
bei stagnierenden Steuereinnahmen der öffentlichen Hand und der auch
politisch verursachten allgemeinen Verunsicherung über die weitere Ent-
wicklung der deutschen Wirtschaft derzeit kaum Impulse.
Weitestgehend abhängig von Entscheidungen Dritter sind wir bei den ge-
setzlichen Sozialleistungen und Umlagen.
Bund, Land und Bezirk entscheiden aufgrund ihrer Abwägungen und Inter-
essen, wie weit sie uns in die Tasche greifen und ob sie uns unsere Ausga-
ben im übertragenen Wirkungskreis voll erstatten oder nicht. Unsere abzu-
führende Gewerbesteuerumlage an Bund und Land bewegte sich bei-
spielsweise in den letzten 5 Jahren zwischen 163 Millionen Euro und 260
Millionen Euro. Die Bezirksumlage steigt im nächsten Jahr wegen der
stark gestiegenen Umlagekraft voraussichtlich sprungartig von bisher 310
Mio. Euro auf 368 Millionen Euro.
Neue Bundesregierung und Steuerrecht

Diese Einsicht in unsere stark fremdbestimmten Rahmenbedingungen soll
keine Aufforderung zur Resignation sein, sondern ein Ansporn, auf die Ent-
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scheidungsträger in Bund und Land als Stadt und über den Deutschen
Städtetag verstärkt Einfluss zu nehmen und die eigenen Hausaufgaben
bei der Haushaltskonsolidierung gut zu erfüllen. Nie war es für die Kom-
munen wertvoller als heute, auf die Politik der neuen Bundesregierung
frühzeitig Einfluss zu nehmen. Wie allgemein erwartet, hat dies der Präsi-
dent des Deutschen Städtetages auch erkannt.
Ganz gleich wie die neue Bundesregierung zusammengesetzt sein wird,
wir Kommunen erwarten von ihr, dass sie die Interessen der Kommunen
und ihrer Bürgerinnen und Bürger achtet.
Ganz gleich wie Steuerrechtsänderungen sein werden, wir Kommunen er-
warten, dass dadurch das Steueraufkommen für die Kommunen nicht re-
duziert wird und die kommunale Selbstverwaltung gewahrt bleibt.
Für die Kommunen ist der Erhalt der Gewerbesteuer unverändert von exi-
stenzieller Bedeutung. Dies hat der Deutsche Städtetag erst jüngst in sei-
nen „Erwartungen und Forderungen an den neuen Bundestag und die
neue Bundesregierung” bekräftigt. Eine Änderung der Gemeindefinanzie-
rung darf nicht über die Köpfe der Kommunen hinweg beschlossen wer-
den.
Wer steuert die Steuerpolitik?

Als nächstes folgt ein längerer Exkurs zur Steuerpolitik. Er geht der für die
Kommunen existenziellen Frage nach: Wer macht in diesem unserem Lan-
de die Steuerpolitik?
Die Bundesrepublik Deutschland ist bekanntlich ein demokratischer
Rechtsstaat. Alle Macht in einer Demokratie geht vom Volk aus, so steht
es in allen politikwissenschaftlichen Lehrbüchern und Verfassungskom-
mentaren.
Eine intelligente Frage dazu stellte vor über einem halben Jahrhundert ein
nicht untalentierter Augsburger Schriftsteller: „Alle Macht geht vom Volke
aus. Aber wo geht sie hin?” Eine auf den ersten Blick einfach zu beantwor-
tende Frage, wenn man in die Fachliteratur schaut. Die Macht geht in das
vom Volk gewählte Parlament. In das Parlament kommen die Volksvertre-
ter über Parteilisten. Die Parteien wirken laut Artikel 21 des Grundgeset-
zes an der politischen Willensbildung des Volkes mit. Vor Wahlen erstellen
Parteien Wahlprogramme, damit der Souverän in der Demokratie, das
Volk, vor seiner Wahlentscheidung weiß, was die Parteien im Fall ihrer Re-
gierungsbeteiligung Segensreiches umsetzen wollen.
Normativ ist also alles klar. Wie schaut es empirisch aus? Uns alle inter-
essiert natürlich das Thema Kommunalfinanzen besonders. In ihrem Bun-
destagswahlprogramm 2005 - 2009 spricht sich die SPD ohne jede Ein-
schränkung für den Erhalt der Gewerbesteuer aus. Die CDU/CSU ist in
ihrem Programm auch für die Beibehaltung der Gewerbesteuer, es sei
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denn, es gäbe „im Einvernehmen mit den Kommunen und der Wirtschaft”
eine andere Lösung.
Die Welt scheint also aus kommunalpolitischer Sicht zunächst in Ordnung
zu sein.
In der Finanzpolitik spielen aber nicht nur Parteien, Kommunen und “die
Wirtschaft” eine wichtige Rolle, sondern seit kurzem auch eine Stiftung
und bis vor kurzem ein Rechtsprofessor. Seit einigen Jahren existiert eine
noble Stiftung, die 1982 als „Frankfurter Institut” gegründet wurde. Sie
nennt sich heute Stiftung Marktwirtschaft und beteiligt sich, was ihr gutes
Recht ist, sehr aktiv an der politischen Meinungsbildung, um die Markt-
wirtschaft aus ihrer Sicht zukunftsfähig zu machen. Sie liebt die Publizität,
macht eine intelligente Öffentlichkeitsarbeit und veranstaltet Fachkongres-
se.
So weit so gut. Bei der Frage, wer hinter dieser interessanten Stiftung
steckt, scheut sie allerdings jede Publizität. Wer diese Stiftung gegründet
hat, ist der Öffentlichkeit bis heute unbekannt. Gemunkelt wird, dass es
der Arbeitgeberverband der Metallindustrie und einige Geldgeber aus
wohlhabenden Familien seien. Das Handelsblatt, das es eigentlich wissen
muss, schreibt von „einer von den Arbeitgebern finanzierten Stiftung”.
Aber auf gut bayrisch gesagt gilt: „Nix genaues weiß ma net.” Schade,
dass die wohltätigen Stifter mit diesem edlen Ziel anonym bleiben wollen.
Es ist bestimmt hilfreich, sich dabei an ein Zitat eines ehemaligen Vorsit-
zenden der Sozialdemokratischen Russischen Arbeiterpartei zu erinnern:
„Ist nicht sofort ersichtlich, welche politischen oder sozialen Gruppen,
Kräfte oder Größen bestimmte Vorschläge, Maßnahmen usw. vertreten,
sollte man stets die Frage stellen: „Wem nützt es?”
Bekannt ist der Vorstandsvorsitzende der Stiftung. Es ist Herr Professor
Michael Eilfort. Er hat auch übrigens schon den ehrbaren Beruf eines Mit-
arbeiters einer Parlamentsfraktion (CDU/CSU-Bundestagsfraktion) und
den abwechslungsreichen Posten eines Büroleiters ausgeübt, den des da-
maligen Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz. Er hält übrigens die jetzigen
Unternehmensteuersätze ebenso für viel zu hoch wie das jetzige Arbeits-
losengeld II.
Die Stiftung betont ihre Überparteilichkeit, was die FDP-nahe Friedrich
Naumann-Stiftung nicht hindert, sie zu den „liberalen think-tanks” zu rech-
nen.
Die Stiftung Marktwirtschaft hat im Sommer 2004 eine Kommission einge-
setzt, die das deutsche Steuerrecht – Sie ahnen die Botschaft sicher
schon – einfacher und gerechter machen soll. Dieser ehrenwerten Kom-
mission gehören Wissenschaftler und Politiker an. Sehr gut vertreten sind
Mitglieder, die politisch der CDU/CSU und FDP nahe stehen oder angehö-
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ren. Sehr praktisch für den überparteilichen Charakter der Stiftung ist,
dass ihrem politischen Beirat auch der Finanzminister von Rheinland-Pfalz
(Mitglied der SPD) und der Stadtkämmerer von Bochum (Mitglied der Grü-
nen) angehören. In der Medienberichterstattung taucht übrigens inzwi-
schen häufig der Ausdruck „die Parteienvertreter in dieser Kommission”
auf, was unterschwellig den Eindruck erwecken kann, vielleicht auch soll,
diese seien demokratisch von ihren Parteien entsandt, was natürlich nicht
der Fall ist.
Bisher sind für die Öffentlichkeit und damit auch für die Münchner Stadt-
kämmerei nur zwei DIN A4-Seiten zu einem neuen Vier-Säulen-Modell für
die Kommunalfinanzen zugänglich. Das Modell sieht vor, die Gewerbe-
steuer durch zwei Elemente zu ersetzen. Zum einen sollen die Kommunen
einen Zuschlag mit beschränktem Hebesatzrecht auf eine neu zu schaffen-
de allgemeine Unternehmensteuer erheben können. Zum anderen zahlen
Arbeitgeber an die Gemeinde, in der sie ihre Betriebsstätte haben, einen
festen Prozentsatz der Lohnsumme, wobei sie diesen Betrag mit ihren
Lohnsteuerverpflichtungen gegenüber Bund und Land verrechnen können.
Bei der Stiftung Marktwirtschaft scheint man sich aber über die Höhe die-
ser Lohnsummensteuer nicht einig zu sein, die genannten Sätze schwan-
ken zwischen 1,6 Prozent und 2 Prozent. Als dritte Säule soll ein kommu-
naler Zuschlag auf die Einkommensteuer – ebenfalls mit beschränktem
Hebesatzrecht – den bisherigen Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
ersetzen. Die vierte Säule – die Modernisierung der Grundsteuer – steht
schon seit längerem auf der Tagesordnung und steht in keinem zwingen-
den inhaltlichen Zu-sammenhang mit  den drei übrigen Säulen.
Zu dem Erfolg, aufgrund von zwei DIN A4-Seiten, die nur aus Stichpunkten
bestehen und Vorschläge zu sehr grundlegenden Änderungen unseres
komplizierten Steuersystems enthalten, monatelang hunderte von Presse-
artikeln und Dutzende von Erklärungen von Politikern auszulösen, kann
man dieser Stiftung nur gratulieren. Die Größe eines Bierdeckels ist noch
nicht erreicht, aber zwei Seiten sind ja auch keine schlechte Leistung. Der
Rechtsprofessor hat sich da viel mehr Arbeit gemacht, einen umfassen-
den ausformulierten Gesetzentwurf zur Änderung unseres Steuerrechts
vorgelegt, ein dickes Buch dazu und viele Aufsätze geschrieben.
Eine seriöse abschließende Einschätzung dieses Vier-Säulen-Modells ist
derzeit nicht möglich. Solange beispielsweise jede Angabe zur Bemes-
sungsgrundlage der neuen einheitlichen Unternehmensteuer fehlt, können
die zu erwartenden Steuereinnahmen nicht seriös quantifiziert werden.
Konkrete Modellrechnungen für Auswirkungen auf die Finanzsituation der
deutschen Kommunen insgesamt und für einzelne Typen von Kommunen
kann es erst geben, wenn feststeht, was die Bemessungsgrundlage ist,
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auf der dann die Unternehmen-steuer und der kommunale Hebesatz-Zu-
schlag von 6 Prozent bis 8 Prozent erhoben werden soll.
Ich teile die skeptische Einstellung des Deutschen Städtetages hinsichtlich
der zu erwartenden negativen Folgen auf Kommunen und Lohnsteuerzah-
ler in den Städten mit Zentralfunktion. Niedrigere Bürgersteuerhebesätze
im Speckgürtel könnten das Stadt-Umland-Problem verschärfen. Die Be-
schränkung des Hebesatzrechtes und der Zuweisungscharakter des Lohn-
summenanteils werfen erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken auf.
Kurz nach der Bundestagswahl hat Friedrich Merz, der ehemalige Chef
des heutigen Stiftungsvorstandsvorsitzenden, erklärt, dass das Bundes-
tagswahlprogramm der CDU/CSU aufgrund des Wahlergebnisses zumin-
dest in seinem steuerpolitischen Teil obsolet sei und das im CDU/CSU-
Wahlprogramm nicht enthaltene Vier-Säulen-Modell der Stiftung Marktwirt-
schaft die Patentlösung zur Steuerreform sei. Wo macht Herr Merz diese
Aussage? Natürlich auf einer Fachkonferenz dieser Stiftung am 20. Sep-
tember 2005.
Aber dieser Stiftung stehen praktischerweise auch Sozialdemokraten
nahe. Der SPD-Finanz-minister Gernot Mittler von Rheinland-Pfalz stellt
sich auf dieser Tagung voll hinter dieses Modell und begründet dies mit
den zu hohen Unternehmensteuersätzen in Deutschland. Dazu später
mehr. Die noch amtierende parlamentarische Staatssekretärin im Bundes-
finanzministerium, Barbara Hendricks (SPD), lässt auf dieser Veranstal-
tung deutliche Sympathien für dieses Modell erkennen. Sie erklärt: „Wir
werden uns in der anstehenden Legislaturperiode am ehesten auf dieser
Basis zusammenfinden können.” Eine Überschrift in der Presse zu dieser
Tagung lautete: „Ein Hauch von großer Steuer-Koalition.”
Die Pressearbeit der Stiftung geht nach dieser Fachkonferenz weiter. Denn
bisher zeigt sich der Deutsche Städtetag noch störrisch. Er befürchtet
massive Verschlechterungen für die Kommunen. Am 22. September 2005
taucht im Handelsblatt die frohe Botschaft auf, dass Modellrechnungen
des Finanzministeriums des Landes Baden-Württemberg (Sie ahnen es
schon: Der Finanzminister von Baden-Württemberg gehört der Steuerkom-
mission der Stiftung Marktwirtschaft an) ergeben hätten, dass die deut-
schen Kommunen bei Realisierung des Modells jährliche Mehreinnahmen
von 15 Milliarden Euro hätten. Wenn dies gestimmt hätte, wäre ich sofort
ein Fan dieser Stiftung geworden und hätte den Präsidenten des Deut-
schen Städtetages gebeten, in einem Offenen Brief den Stiftungs-Geldge-
bern im Namen aller deutschen Kommunen zu danken, ein persönlicher
Brief an anonyme Geldgeber ist ja leider nicht möglich.
In der „Financial Times Deutschland” vom 27. September 2005 ist dieser
angebliche Steuermehreinnahmenbetrag leider schon auf 5,7 Milliarden
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Euro geschrumpft. Im „Handelsblatt” vom 30. September 2005 wird die
acht Tage vorher selbst verkündete frohe Botschaft wieder zurück genom-
men: „In Zeiten hoher Gewerbesteuereinnahmen stehen die Kommunen
nach geltendem Recht besser da als nach dem Konzept der Stiftung.”  Wie
gewonnen so zerronnen.
Die Länder sollen nach den Berechnungen von Baden-Württemberg Min-
dereinnahmen von 12,4 Milliarden Euro erhalten, der Bund von 8,9 Mrd.
Euro. Selbst eine politisch ausschweifende Phantasie reicht wohl nicht
aus, sich vorstellen zu können, dass Bundestag und Bundesrat sich selbst
Einnahmen entziehen, um den Kommunen und der Wirtschaft zu helfen.
Am Ende dieses Exkurses zurück zur Ausgangsfrage. Wo geht die Macht
des Volkes hin und wie ist die Mitwirkung der Parteien an der politischen
Willensbildung? Wenn es nach Herrn Merz, Herrn Mittler und Frau Hend-
ricks geht, geht die Macht hier nicht von der CDU/CSU und der SPD und
ihren Wählerinnen und Wählern aus, sondern von einer Stiftung mit anony-
men Geldgebern. „Die Wirtschaft” findet das Modell übrigens ausgezeich-
net. Ein Schelm, wer dabei Böses denkt.
Die Modellrechnungen des Landes Baden-Württemberg ergeben übrigens
Entlastungen für die Wirtschaft in Höhe von 15 Milliarden Euro im Jahr. In
den nächsten Monaten wird es sehr interessant sein, zu beobachten, wel-
che Steuerpolitik die neue Bundesregierung macht und inwieweit Vorschlä-
ge dieser Stiftung darin eingehen. Vielleicht geht in unserer Demokratie die
Staatsgewalt nicht nur vom Volk und entscheidend auch über Parteien ver-
mittelt aus, sondern zunehmend auch von der Regierung eingesetzten Ex-
pertenkommissionen (z.B. Hartz-Kommission), deren Vorschläge die Re-
gierungsparteien weitgehend übernehmen müssen, wenn sie ihren Kanz-
ler/Kanzlerin nicht stürzen wollen, und neuerdings auch von Stiftungen.
Wenn dem so wäre, sollte der Deutsche Städtetag eine Stiftung gründen.
Der Stiftungsvorstandsvorsitzende muss nicht unbedingt ein ehemaliger
Fraktionsmitarbeiter und Büroleiter sein. Der Stifter bräuchte in diesem Fall
nicht anonym zu bleiben, was dieser Stiftung allerdings den Nachteil des
Vorwurfs der einseitigen Interessenvertretung bringen würde.
Ich hoffe, dass die Prognose der Wirtschaftszeitschrift „Impulse” nicht ein-
trifft, die auf die Frage „Wird die Gewerbesteuer abgeschafft?” Wochen
vor den Bundestagswahlen für den
Fall einer Großen Koalition die Antwort gab: „Ja, wenn das Bündnis den
Kleinmut aus den Kleidern schüttelt. Allzu widerspenstige Kommunalpoliti-
ker werden die Berliner Parteispitzen von CDU und SPD schnell zur Räson
bringen. Eine grobe Lösungsskizze kommt von der Stiftung Marktwirt-
schaft: kommunale Unternehmen- statt Gewerbesteuer.”
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Die Steuerlast der Unternehmen

oder der Unterschied von nominal und real

Häufig wird die hohe Steuerlast der deutschen Unternehmen beklagt und
als Begründung für Steuerreformmodelle verwendet. So auch von Finanz-
minister Gernot Mittler, der auf der erwähnten Fachkonferenz der Stiftung
Marktwirtschaft die aus seiner Sicht „entschieden zu hohe” Unterneh-
mensteuerlast von 38,7 Prozent kritisierte. Herr Mittler hätte Recht, wenn
die nominelle Steuerbelastung aufgrund der Addition von Steuersätzen
identisch wäre mit der effektiven Steuerbelastung in Form von realen Steu-
erzahlungen.
Das Steuerrecht eröffnet den Unternehmen genügend Möglichkeiten der
Gestaltung. Empirische Untersuchungen zeigen, dass die effektive Steuer-
belastung der deutschen Unternehmen nur etwa halb so hoch ist wie die
nominelle. Die Professoren Jarass und Obermair kommen in ihrer Bilanz-
analyse zu dem Ergebnis, dass Unternehmen in Deutschland im Jahr
2003 im Schnitt eine effektive Steuerbelastung von 17 Prozent hatten (bei
Berücksichtigung der Grund- und Vermögensteuern 21 Prozent), bei den
Kapitalgesellschaften waren es sogar nur noch knapp elf Prozent.
Die Analysen des Statistischen Amtes der Europäischen Union kommen
zu dem Ergebnis, dass in Deutschland die reale Steuerbelastung der Un-
ternehmen mit etwa 21 Prozent die niedrigste der 15 alten EU-Staaten ist.
Der Durchschnitt in diesen Ländern liegt bei 30 Prozent. Aber wie so oft in
der politischen Diskussion wird nicht über Fakten geredet, sondern über
Fiktionen. Diskutiert wird nicht über relativ niedrige faktische Unterneh-
mensteuerbelastungen, sondern über hohe fiktive Steuersätze. Ein Groß-
teil der Steuerreformdiskussion in diesem Land bewegt sich auf der Ebene
der Ideologie und lässt sich auf die Empirie vorsichtshalber erst gar nicht
ein.
Interessant für eine seriöse Diskussion wären als Grundlage die vorliegen-
den Daten der EU und der OECD über die effektive Steuerbelastung in
Deutschland und in den anderen entwickelten Industriestaaten. Wichtig für
Investitionen sind nicht nominelle Steuersätze, sondern die effektiv zu zah-
lenden Steuern und vor allem die Absatzerwartungen. Entscheidend sind
hierbei in erster Linie die Bemessungsgrundlagen, nicht die Steuersätze.
Die Angebotsbedingungen können immer weiter für die Unternehmen ver-
bessert werden. Es wird - das zeigen die traurigen Erfahrungen der letzten
Jahre - für die Binnenkonjunktur nur dann etwas bringen, wenn die Nach-
frage durch die Konsumenten und die öffentliche Hand (z.B. Investitionen
der Kommunen) real steigt. Ich gehöre der Richtung der Wirtschaftswis-
senschaft an, die nicht davon abzubringen ist, dass die Wirtschaft ein
Kreislauf von Angebot und ausreichender kaufkräftiger Nachfrage ist und
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kluge Wirtschaftspolitik immer gleichermaßen Angebots- und Nachfrage-
bedingungen im Auge haben muss. Das Saysche Theorem, dass sich je-
des Angebot eine Nachfrage schafft, hat mit der Realität nichts zu tun.
Nach einer Studie von Jarass/Obermair sank zwischen 2000 und 2003 die
effektive Belastung des Einkommens aus Unternehmen und Vermögen
von 25 Prozent auf 16 Prozent, während die Belastung der Arbeitnehmer-
einkommen nur von 37 Prozent auf 36 Prozent sank. Im Zeitraum 1974 bis
2003 wurde der Anteil der Unternehmen- und Vermögensteuern am Ge-
samtsteueraufkommen in Deutschland von 25,9 Prozent auf 12,2 Prozent
halbiert, während der Anteil der Lohnsteuer daran mit 30 Prozent stabil
blieb. Positive Auswirkungen auf die Arbeitsplatzentwicklung hatte dies
empirisch bisher nicht.
Anhaltende Finanzkrise der Kommunen

Die Lage der Kommunen ist ein entscheidender Indikator dafür, wie gut die
Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger ist. Wenn es den Kommunen
schlecht geht, dann spüren das die Bürger unmittelbar.
Von der Finanzkraft der Kommunen und der damit möglichen Infrastruktur
und den damit gestaltbaren öffentlichen Dienstleistungen wird das Leben
aller Bürgerinnen und Bürger, aber besonders das der nicht so einkom-
mensstarken Bevölkerungsschichten, stark beeinflusst.
Trotz der Verbesserungen im Rahmen der Gewerbesteuerrechtsänderun-
gen mit Wirkungen seit 2004 ist die Lage der meisten deutschen Kommu-
nen immer noch sehr schwierig.
Im Jahr 2005 wird es in den Haushalten der deutschen Kommunen, trotz
der steigenden Gewerbesteuereinnahmen, ein Defizit von voraussichtlich
5,8 Milliarden Euro geben. Es wird also deutlich höher sein als 2004 mit
3,82 Milliarden Euro. Die Kassenkredite belaufen sich inzwischen auf mehr
als 20 Mrd. Euro. Viele Gemeinden dürfen weiterhin keine neuen Kredite
aufnehmen. Der Verfall der Investitionen hält an. Sie werden wie 2004
auch 2005 unter 20 Milliarden Euro liegen. Von 1996 bis 2001 lagen sie im
Jahresdurchschnitt noch bei knapp unter 25 Milliarden Euro, 1992 bis 1994
sogar noch bei 31 Milliarden Euro.
Hauptursache für die anhaltend schwierige Finanzlage sind die weiterhin
explodierenden Sozialausgaben, die im Jahr 2004 um 4,4 Prozent gestie-
gen sind und in diesem Jahr um 7,9 Prozent wachsen werden, während
der Personal-, Sach- und Investitionsaufwand seit 2003 konstant geblieben
ist. Es besteht also leider kein Grund zur Entwarnung.
Münchens Finanzlage: Besser, aber weiterhin schwierig

Auch München befindet sich finanzpolitisch weiterhin in einer schwierigen
Lage. Hier gibt es nichts zu beschönigen, aber auch nichts unnötig zu dra-
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matisieren. Die Finanzlage ist weiterhin ernst, aber erfreulicherweise nicht
mehr so dramatisch wie noch in der ersten Jahreshälfte 2004.
Die Münchner CSU behauptet in ihrer Öffentlichkeitsarbeit, München kön-
ne ab 2010 keine genehmigungsfähige Kreditaufnahme mehr erreichen
und die Finanzlage sei mit der des Bundes vergleichbar.  Als Quelle vermu-
te ich einen Passus aus dem Lagebericht der Kämmerei vom September
2004, der im Original lautet: “..., dass bereits ab 2010 keine gravierende
Nettoneuverschuldung mehr möglich sein würde und das strukturelle De-
fizit im Verwaltungshaushalt als Dauerzustand zur Handlungsunfähigkeit
führen würde.”
Diese Projektion des Finanzplanes 2004 - 2008 auf den Zeitraum 2005 -
2009 ging seinerzeit bei den zu erwartenden Gewerbesteuereinnahmen
von – aus heutiger Sicht – sehr skeptischen Annahmen und vom damali-
gen Hebesatz der Grundsteuer aus. Auf dieser Basis konnten wir damals
für die Jahre 2005 - 2009 eine Nettokreditaufnahme von 2.800 Millionen
Euro nicht ausschließen.
Die tatsächliche Entwicklung und die aktuelle Projektion für den Finanzplan
2005 - 2009 haben dieses damalige Szenario erfreulicherweise nicht be-
stätigt. Für den Hoheitshaushalt wurde seit 15 Monaten kein zusätzlicher
Kredit aufgenommen. Ich werde Ihnen eine Bruttokreditaufnahme von nur
noch 200 Millionen Euro zu sehr günstigen Konditionen im 2. Nachtrags-
haushalt 2005  vorschlagen. Wenn Sie dem zustimmen sollten, kämen wir
auf eine Nettokreditaufnahme von 130 Millionen Euro in diesem Jahr, statt
der im Lagebericht noch angenommenen 550 Millionen Euro und statt der
im Haushaltsplan 2005 bisher vorgesehenen 363 Millionen Euro. Die Net-
tokreditermächtigung für das Jahr 2005 müsste also nur zu 35 Prozent
ausgeschöpft werden.
Die Nettokreditaufnahme in der aktuellen Projektion des Finanzplanes
2005 - 2009 liegt bei 1.075 Millionen Euro statt der im Lagebericht für die-
sen Zeitraum noch angenommenen 2.800 Millionen Euro. Dieser Wert wird
sich noch weiter verbessern, da in die Projektion noch nicht die gute Ge-
werbesteuerentwicklung des laufenden Jahres eingeflossen ist. Auf der
anderen Seite muss allerdings „gegen gerechnet” werden, dass die Unter-
deckung im Zeitraum 2005 - 2009  561 Millionen Euro beträgt. Sie muss
voraussichtlich teilweise über zusätzliche Verschuldung finanziert werden.
Die Ist-Verschuldung liegt derzeit bei 3.324 Millionen Euro statt der im La-
gebericht für Ende 2005 angenommenen 4.600 Millionen Euro und statt
der im Finanzplan 2004 - 2008 Ende 2003 noch für Ende 2005 prognosti-
zierten 4.210 Mio. Euro. Bei einer Nettokreditaufnahme von 130 Millionen
Euro werden wir unter Berücksichtigung weiterer Tilgungen von 14 Millio-
nen Euro zum Jahresende 2005 eine Ist-Verschuldung des Hoheitshaus-
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haltes von 3.440 Millionen Euro erreichen. Die reale Verschuldung der
Stadt wird damit um über 18 Prozent  geringer sein als vor einem Jahr
noch erwartet und befürchtet.
Selbst wenn wir 2006 eine zusätzliche Nettokreditaufnahme von 412 Mil-
lionenEuro benötigen sollten, läge die tatsächliche Verschuldung Ende 2006
bei 3.863 Millionen Euro und nicht wie im Finanzplan 2004 - 2008 noch an-
genommen bei 4.660 Millionen Euro, also um etwa 17 Prozent niedriger.
Kein Grund zum Übermut trotz Überschuss im Haushalt 2005

Es besteht aber kein Anlass zu Übermut oder gar zur Beendigung des
Haushaltskonsolidierungskurses, denn wir bewegen uns finanzpolitisch
weiterhin auf dünnem Eis.
Ein gravierender konjunkturell bedingter Einbruch bei der Gewerbesteuer
und/oder Änderungen des Steuerrechts zu Lasten der Kommunen würden
das aktuelle Finanzplan-Szenario sofort wieder verschlechtern. Durch ei-
nen konjunkturellen Einbruch kann die Gewerbesteuer in einem Jahr um
300 bis 400 Millionen Euro weniger erbringen als erwartet. Eine Steuerre-
form könnte uns erhebliche Mindereinnahmen bringen. Von eventuellen
Änderungen im System des Föderalismus haben die Kommunen finanziell
kaum Gutes zu erwarten, solange sie bei den Gesprächen zwischen Bun-
destag und Bundesrat am Katzentisch sitzen und in Finanzfragen im Re-
gelfall Bund und Länder Geschäfte zu Lasten unbeteiligter Dritter abschlie-
ßen.
Zudem ist davon auszugehen, dass der Freistaat aufgrund seines politi-
schen Zieles ab 2006, zumindest auf dem Papier eine Neuverschuldung
Null zu erreichen, den Finanzausgleich zu Lasten aller bayerischen Kom-
munen weiterhin verschlechtern wird.
Bei der Lehrpersonalkostenerstattung fehlen München jährlich weiterhin
über 160 Millionen Euro an Kostenerstattungen. Bekämen wir einen vollen
Kostenersatz statt der nur 42 Prozent, hätten wir 2004 und 2005 einen
weit höheren Überschuss im Verwaltungshaushalt und könnten das
Wachstum der Verschuldung dementsprechend reduzieren. Die vom CSU-
Parteitag durch einen Beschluss in Aussicht gestellte Übernahme kommu-
naler Schulen durch den Freistaat hat sich bisher als ein leeres Verspre-
chen herausgestellt. Nach den kraftvollen Forderungen der Parteibasis im
vergangenen Winter waren bis heute keine konkreten Schritte der Staats-
regierung oder der Mehrheitsfraktion im Landtag zu erkennen.
Die Finanzzuweisungen nach Artikel 7 Finanzausgleichsgesetz (FAG) für
die Erfüllung staatlicher Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis wurden
seit 1999 nicht mehr erhöht, während der Preisindex in diesem Zeitraum
um ca.10,2  Prozent  anstieg. Wegen der jahrzehntelangen Praxis der un-
genügenden Anpassung erhalten wir derzeit nur noch weniger als 40 Pro-
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zent der tatsächlich entstandenen Kosten in diesem Bereich. Uns entge-
hen jährlich grob geschätzt mehr als 70 Millionen Euro an Einnahmen
durch die mangelhafte Erstattung des Freistaats. Schade, dass der Grund-
satz der Konnexität nicht rückwirkend gilt. Der Freistaat müsste uns an-
sonsten nachträglich allein für die letzten 15 Jahre (ohne Verzinsung) über
1 Milliarde Euro für diesen Bereich überweisen.
Trotz Einführung der Konnexität denkt der Freistaat bisher nicht daran, den
bayerischen Kommunen einen Vollkostenersatz für die G8-Aufwendungen
zu erstatten. Von den von den bayerischen Kommunen beantragten Zu-
schüssen für G8 will der Freistaat nur 61 Prozent tatsächlich erstatten.
Im Falle Münchens sind es sogar nur 47 Prozent. Hier wird eine rechtliche
Klärung notwendig werden. Neben München bereiten auch weitere bayeri-
sche Städte Klagen vor.
Es ist ein Alarmzeichen, dass wir weiterhin große Schwierigkeiten haben,
im Verwaltungshaushalt einen Überschuss zu erzielen, es sei denn, wir
haben (natürlich verdientes) Glück und die Gewerbesteuereinnahmen ex-
plodieren.
2004 hatten wir nach zwei Jahren mit Fehlbeträgen im Verwaltungshaus-
halt einen Überschuss von 130 MillionenEuro.
Nach dem ersten Überblick über die Anmeldungen der Referate zum 2.
Nachtragshaushaltsplan 2005 ist davon auszugehen, dass wir auch 2005
einen Überschuss von mehr als 200 Millionen Euro im Verwaltungshaus-
halt haben werden. Wir überschreiten die gesetzliche Mindestzuführung
zum Vermögenshaushalt in Höhe von 70 Millionen Euro damit deutlich.
Hauptursachen für diese sehr erfreuliche Entwicklung sind die Rekordein-
nahmen bei der Gewerbesteuer und – falls Bundestag und Bundesrat ihre
Zusagen für das Jahr 2005 einhalten – hoffentlich geringere Ausgaben für
Hartz IV als ursprünglich angenommen. Die ohnehin schon sehr hohen In-
vestitionen werden voraussichtlich von 964 auf 987 Millionen Euro anstei-
gen bei einer Nettoneuverschuldung von 130 Millionen Euro.
Nach dem derzeitigen Stand des 2. Nachtragshaushaltsplanes 2005 kann
die Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage dieses Jahr um 27 Millionen
Euro auf 225 Millionen Euro reduziert werden. Sie ist aber immer noch
sehr hoch.
Haushalt 2006: Fehlbetrag im Verwaltungshaushalt

Der von mir vorgeschlagene Haushaltsplanentwurf 2006 geht zunächst
von einem Fehlbetrag von 47 Millionen Euro im Verwaltungshaushalt aus.
Da die vorgesehene Tilgung im Jahr 2006 83 Mio. Euro beträgt, droht ein
strukturelles Defizit von 130 Millionen Euro. Dabei nehmen wir eine vor-
sichtig optimistische Gewerbesteuereinnahmeschätzung von 1.230 Millio-
nen Euro an. Je nachdem, wie die realen Gewerbesteuereinnahmen 2006
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davon nach oben oder unten abweichen und wie die weitere Einnahmen-
und Ausgabenentwicklung insgesamt verläuft, kann sich dieser Fehlbetrag
verändern. Dabei wird auch von wesentlicher Bedeutung sein, wie hoch
die staatlichen Erstattungen für unsere Aufwendungen im Rahmen von
Hartz IV sein werden.
Die Ursachen für unsere strukturellen Haushaltsprobleme sind zum gro-
ßen Teil nicht hausgemacht. Dies beweist der Überblick über die langfristi-
ge Entwicklung zentraler Einnahmen und Ausgaben der Landeshauptstadt
zwischen 1991 und 2004. Unter Berücksichtigung der Preissteigerungsrate
von 30 % in diesem Zeitraum ergeben sich folgende Trends:
- Unsere Netto-Steuereinnahmen (also nach Abzug der Umlagen an

Bund und Land) sind real um zehn Prozent gesunken.
- Unsere gesetzlich vorgegebenen sozialen Leistungen (Sozialhilfe,

Kinder- und Jugendhilfe, Grundsicherung) und unsere Umlagen an Bund,
Land und Bezirk sind real um 78 Prozent gestiegen.

- Unsere selbst beeinflussbaren Ausgaben im so genannten konsumti-
ven Bereich (Personal- und Sachausgaben) sind real um 14 Prozent
reduziert worden, nicht zuletzt als Folge unserer Konsolidierungspro-
gramme.

Der vorliegende Haushaltsplanentwurf 2006 beruht auf einer weitgehen-
den Kontinuität der Aufgabenerfüllung.
Mit einem Gesamtvolumen ohne zentrale Verrechnungen von 4.900 Millio-
nen Euro liegt er knapp unter dem des 1. Nachtragshaushaltsplanes 2005
mit 5.200 Millionen Euro. Der Hauptgrund dafür ist, dass geringeren Aus-
gaben für Steuerzahlungen des Betriebes gewerblicher Art U-Bahn-Bau
entsprechend geringere Einnahmen als Erstattungen für das Baureferat
dafür gegenüberstehen.
Von den Ausgaben im Verwaltungshaushalt in Gesamthöhe von 3.912 Mil-
lionen Euro entfallen auf die Personalausgaben mit 1.364 Millionen Euro
35,3 Prozent, auf die Sachausgaben mit 802 Millionen Euro 20,8 Prozent
und auf Zuwendungen an Dritte mit 269 Millionen Euro 7,0 Prozent.
Bei den Einnahmen im Verwaltungshaushalt von insgesamt 3.865 Millio-
nen Euro spielen die Gewerbesteuer mit 1.230 Millionen Euro und die leider
weiterhin zurückgehende Einkommenssteuer mit 545 Millionen Euro eine
zentrale Rolle. Unsere Beteiligung an der Grunderwerbsteuer wird schon
in diesem Jahr wahrscheinlich von 80 Milliionen Euro auf 65 Millionen Euro
zurückgehen. Dieser Trend wird 2006 voraussichtlich anhalten.
Negativ auf die Einnahmeentwicklung 2006 wird sich auswirken, dass
München keine Schlüsselzuweisungen aus dem Finanzausgleich in Bayern
und auch keine Erstattung der Solidarumlage erhalten wird. 2005 sind die-
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se beiden Positionen noch mit 53 Millionen Euro beziehungsweise 19 Mil-
lionen Euro veranschlagt.
Aus Zeitgründen verzichte ich hier schweren Herzens auf eine längere Phil-
ippika gegen die Benachteiligung der Kernstädte im System des kommu-
nalen Finanzausgleiches in Bayern und auf eine ausführliche Kritik daran,
dass der Freistaat Entlastungen bei der Solidarumlage und durch Hartz IV
nur teilweise an die Kommunen weitergibt.
Aufgaben- und Ausgabenschwerpunkte 2006 sind unverändert das Sozial-
und das Schulreferat mit 1.069 Millionen Euro beziehungsweise 702 Millio-
nen Euro bei Gesamtausgaben des Verwaltungshaushalts von 3.912 Mil-
lionen Euro. Im Vergleich zum laufenden Jahr wird es aber voraussichtlich
keine Ausweitung dieser beiden Referatshaushalte mehr geben. Auch dies
zeigt, dass München an seinem Konsolidierungskurs festhält, ohne dabei
diese wichtigen Aufwendungen in die Zukunft unserer Kinder und in den
sozialen Frieden in unserer Stadt zu vernachlässigen.
Im Vermögenshaushalt sind Ausgaben in Höhe von 1.001 Millionen Euro
vorgesehen, davon zunächst 752 Millionen Euro Investitionen. Diese wer-
den bis zum Schlussabgleich voraussichtlich noch anwachsen, da dann bei
weiteren Maßnahmen die Veranschlagungsvoraussetzungen nach der
Kommunalen Haushaltsverordnung vorliegen werden. Im Vergleich zu den
Vorjahren werden die Investitionen voraussichtlich etwas zurückgehen.
München wird aber auch 2006 bei den Investitionen pro Kopf und absolut
der Spitzenreiter unter den zwölf einwohnerstärksten deutschen Kommu-
nen bleiben und dies ohne den Preis der Veräußerung des kommunalen
„Tafelsilbers” dafür zu bezahlen. Dieser Verkauf verbessert einmalig die
Haushaltslage, rächt sich aber langfristig wegen des Wegfalles von konti-
nuierlichen Einnahmen bei diesen Beteiligungsunternehmen.
Der Schwerpunkt unserer Investitionen liegt erneut im Öffentlichen Perso-
nennahverkehr, im Wohnungsbau, im Straßenbau und bei Schulen und Kin-
derbetreuungseinrichtungen. Um diese wichtigen Investitionen realisieren
zu können, müssen wir auch 2006 zunächst eine hohe Nettokreditaufnah-
me einplanen. Im vorgelegten Entwurf sind es 412 Millionen Euro. Bei gün-
stigem konjunkturellen Verlauf und guten Gewerbesteuereinnahmen ist
aber auch 2006, wie schon 2005 und 2004, eine deutlich niedrigere Netto-
neuverschuldung durchaus möglich.
München verfügt im Gegensatz zu anderen Großstädten zudem über eine
gut gefüllte Allgemeine Rücklage. Am Ende dieses Jahres wird sie 350
Mio. Euro betragen. Zur Finanzierung der sehr hohen Investitionen von 987
Mio. Euro mussten wir im laufenden Jahr 225 Millionen Euro entnehmen.
Für 2006 ist eine Entnahme von nur noch 64 Millionen Euro geplant.



Rathaus Umschau
Seite 16

Wegen des historischen Tiefststandes der Zinsen für Kredite und wegen
vorgenommener Umschuldungen steigt die Zinsbelastung im nächsten
Jahr mit 170 Millionen Euro nur moderat an. Die geplante Zins-Ausgaben-
quote beträgt 2006 3,5 Prozent, die Zins-Steuer-Quote beläuft sich auf 7,7
Prozent.
Ein Schuldendienst aus Zins und Tilgung von 253 Millionen Euro im Jahr
2006 mit wieder steigender Tendenz (nach derzeitiger Projektion des Fi-
nanzplanes 2005 - 2009 sind es 298 Millionen Euro im Jahr 2007) bedeutet
aber weiterhin eine deutliche Belastung des Haushalts. Der geplante
Schuldendienst 2006 entspricht beispielsweise der Summe der Referats-
budgets des Direktoriums, des Kulturreferats und der Stadtkämmerei.
Keine Alternative zur Haushaltskonsolidierung

Ich halte deswegen an meinem Vorschlag fest, dass das Gesamtvolumen
des Mehrjahresinvestitionsprogramms 2005 - 2009 nicht mehr ausgewei-
tet werden soll. Neue Maßnahmen sind nur dann verantwortungsvoll fi-
nanzierbar, wenn bereits im MIP enthaltene Maßnahmen zurückgestellt
oder gestreckt werden.
Zudem schlage ich Ihnen im Interesse der langfristigen Sicherung der Fi-
nanzkraft unserer Stadt vor, jede Haushaltsverbesserung für die Reduzie-
rung der bisher geplanten Neuverschuldung und Unterdeckung zu verwen-
den, so wie es die Regierung von Oberbayern in ihrem Genehmigungs-
schreiben zum Haushaltsplan 2005 dringend angeraten hat.
Wie bereits erwähnt, werden wir im laufenden Jahr voraussichtlich mehr
als 200 Millionen Euro Überschuss im Verwaltungshaushalt haben und da-
mit die vorgeschriebene Mindestzuführung zum Vermögenshaushalt in
Höhe der Tilgung deutlich überschreiten. Diese Schwelle liegt in diesem
Jahr bei 70 Millionen Euro. Schon 2006 werden wir dieses Ziel aber nach
den derzeitigen Planzahlen wieder verfehlen und auch für die folgenden
Jahre verheißt die Finanzplanung keine grundlegende Besserung.
Mit der Einführung des doppischen Rechnungswesens sind wir inzwi-
schen in der Lage, die Abschreibungen auf unser Vermögen zu ermitteln.
Wir haben damit einen deutlich realistischeren Maßstab für die zu erzielen-
de Kompensation für den Werteverzehr. Mittelfristig wird die Abschreibung
die Tilgung als Schwelle für die Mindestzuführung ablösen. Die im Haus-
halt ausgewiesenen Abschreibungen betragen 2005 und 2006 jeweils fast
230 Millionen Euro. Selbst in einem ausgesprochen guten Jahr wie 2005
sind wir nicht in der Lage, diese Schwelle zu überspringen.
Angesichts dieser strukturell kritischen Finanzsituation im Verwaltungs-
haushalt, der großen Verschuldung und des hohen Schuldendienstes und
der Unwägbarkeiten der mittelfristigen Konjunktur-, Steuerrechts- und Fi-
nanzausgleichsentwicklung halte ich eine Fortsetzung des Haushaltskon-
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solidierungskurses über das Jahr 2006 hinausgehend für unverzichtbar.
Ich werde Ihnen Mitte November 2005 einen Entwurf für Eckdaten eines
4. Haushaltskonsolidierungsprogramms 2007 bis 2011 zuleiten, das in die-
sem Zeitraum durch Ausgabensenkungen und Einnahmemehrungen eine
Haushaltsverbesserung von 100 Millionen Euro erreichen soll. Steuerer-
höhungen werden nicht vorgeschlagen. Diese 100 Millionen Euro sind rein
fiskalisch gesehen nicht besonders viel, mir ist aber durchaus bewusst,
dass es politisch eine sehr große Kraftanstrengung bedeuten wird. Bei
Fortführung des 2. Haushaltskonsolidierungskonzeptes über das Jahr
2006 hinaus werden große Einsparungen im Personal- und Sachkostenbe-
reich notwendig werden und auch bei Zuwendungen an Dritte wird es Ein-
schnitte geben müssen.
Im Interesse der Erhaltung der Finanzkraft Münchens sehe ich aber keine
Alternative. Dem Ratschlag Mark Twains sollten wir nicht folgen: „Von jetzt
an werde ich nur soviel ausgeben, wie ich einnehme – und wenn ich mir
Geld dafür borgen muss.”
Ich hoffe mittel- und langfristig auch auf Sparerfolge durch prozessoptimie-
rende Maßnahmen vor allem im IT- und Immobilienmanagementbereich.
Der Grundsatzantrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen/Rosa Liste gibt
dazu einen Erfolg versprechenden Anstoß.
Ich habe Ihnen letztes Jahr in meiner ersten Haushaltsrede immer zum
Abschluss meiner Rede ein mehr oder weniger passendes Zitat zu den
anschließenden Haushaltsberatungen im Stadtrat angedroht. Dieses Jahr
stammt es vom amerikanischen Schriftsteller Henry Miller. Keine Angst
bzw. keine falsche Hoffnung, es ist garantiert jugendfrei und zudem schön
dialektisch. Es lautet: „Die richtige Einstellung dem Geld gegenüber ist die
einer begehrlichen Verachtung.” Also achten Sie bitte bei den Beratungen
auf ausreichende Verachtung des Geldes als Mittel, aber behalten Sie be-
gierig im Auge, dass der Zweck von ausreichend Geld im Stadtsäckel die
gute Aufgabenerfüllung für unsere Bürgerinnen und Bürger ist.
Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kämmerei und aller
Referate für die Mitwirkung an diesem Entwurf des Haushaltsplanes
2006.
Aus Gründen der Ausgewogenheit will ich zum Abschluss meiner Rede,
nachdem ich eingangs ein Zitat eines ehemaligen Vorsitzenden einer gro-
ßen bayerischen Volkspartei gebracht habe, nunmehr mit einem Zitat ei-
nes ehemaligen Vorsitzenden einer großen gesamtdeutschen Volkspartei
schließen: „Die besten Reden sind die, die nicht gehalten werden. Die
zweitbesten sind die scharfen, die drittbesten die kurzen.” Schade, dass
meine Rede unter keine dieser drei Kategorien fällt.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.“
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Rede zum Haushalt 2006

von Personal- und Organisationsreferent Dr. Thomas Böhle:

„Selten hat ein Tarifabschluss ein derart breites, überwiegend positives
Echo in den Medien gefunden wie das Verhandlungsergebnis vom 10. Fe-
bruar 2005 in Potsdam. Die Rede war von „mehreren kleinen Revolutio-
nen”, „viel Verhandlungsgeschick auf beiden Seiten” und „salomonischen
Lösungen”. Die Allgemeine Zeitung Mainz titelte “Jahrhundertreform in drei
Tagen” und „Sieg der Vernunft”. Die Saarbrücker Zeitung zollte “ein Lob für
die Tarifpartner” und führte aus: „Ehre, wem Ehre gebührt. Was die Tarif-
partner des öffentlichen Dienstes zustande gebracht haben, kann sich
wirklich sehen lassen”.
Aber was haben diese Tarifpartner denn nun genau zustande gebracht und
worin liegt das „ermutigende Signal für die gesamte Tariflandschaft”? Hat
der „neue Stil”, den die FAZ konstatierte, am Ende tatsächlich zu besseren
Tarifergebnissen geführt, d. h. zu Ergebnissen, die die hoch verschuldeten
öffentlichen Arbeitgeber finanziell tragen können?
Zur Erinnerung: Vor rund zwei Jahren, am 9. Januar 2003, verständigten
sich Bund, Länder, Gemeinden und Gewerkschaften darauf, das über 40
Jahre alte Tarifrecht von Grund auf zu modernisieren. Man war sich einig,
dass das geltende Tarifrecht kompliziert, unübersichtlich, widersprüchlich
und insgesamt nicht mehr zeitgemäß sei. Für den nötigen Leidensdruck,
diese Erkenntnis in politisches Handeln zu überführen, sorgten unter-
schiedliche Entwicklungen. Seit Anfang der neunziger Jahre erleben wir
eine dramatische Krise der Staatsfinanzen – bis heute weiß niemand so
recht, wie der Staat und die Gemeinden ihre Leistungen bezahlen sollen.
Die öffentlichen Unternehmen und Betriebe finden sich durch die Herstel-
lung des EU-Binnenmarktes und den Verlust der Gebietsmonopol-stellung
unvermittelt im Wettbewerb mit privaten Anbietern; dies gilt namentlich für
die öffentliche Energiewirtschaft, die kommunale Abfallwirtschaft, den öf-
fentlichen Nahverkehr und die öffentlichen Krankenhäuser. Und schließlich
orientiert sich die öffentliche Verwaltung zunehmend an Methoden der Pri-
vatwirtschaft. Die Einführung der Kosten-/Leistungsrechnung ermöglicht
eine exakte Zuord-nung der Personalkosten auf die Kostenstellen und Pro-
dukte; leistungsfremde Faktoren schlagen damit unmittelbar und für jeden
erkennbar auf die Produktkosten durch.
Was lag da näher, als sich auf der Ausgabenseite nach der größten Positi-
on umzusehen, hier nicht von ungefähr bei den Personalausgaben fündig
zu werden und die folgenden Reformziele für einen neuen Tarifvertrag des
öffentlichen Dienstes festzulegen: Stärkung der Effektivität und Effizienz
öffentlichen Handelns, Aufgaben- und Leistungsorientierung, Kunden- und
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Marktorientierung, Straffung, Vereinfachung und Transparenz, Praktikabili-
tät und Attraktivität, Diskriminierungsfreiheit und die Lösung vom Beam-
tenrecht.
In den folgenden Verhandlungen ging es dann konkret darum, das Tarif-
recht zu vereinheitlichen, 17.000 Eingruppierungsmerkmale radikal zurück-
zuführen, leistungsfremde Bezahlungsbestandteile abzubauen, das Senio-
ritätsprinzip zu beseitigen, Mobilität, Flexibilität und Leistungsorientierung
zu ermöglichen und die Verwaltung, vor allem die öffentlichen Unterneh-
men und Betriebe, wettbewerbsfähig zu machen – eine anspruchsvolle
Aufgabe, die beiden Seiten, Arbeitgebern und Gewerkschaften, viel abver-
langte. Der Versuch der Länder, das Volumen der wöchentlichen Arbeits-
zeit zum dominierenden Thema zu erklären, scheiterte, zumal absehbar
war, dass Verdi und die dbb tarifunion, sollte die Tarifgemeinschaft der Län-
der (TdL) die Bestimmungen zur wöchentlichen Arbeitszeit kündigen, die
Verhandlungen mit den Ländern umgehend für beendet erklären würden.
Nachdem die Länder erwartungsgemäß aus dem Spiel waren, stellte sich
die Frage: Sollte die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
(VKA) es ihnen gleichtun und damit die historische Chance auf eine durch-
greifende Reform des Tarifrechts (vermutlich auf Jahre hinaus) verspielen?
Lohnten überschaubare, kurzfristig erzielbare Vorteile bei der wöchentli-
chen Arbeitszeit tatsächlich ein Ende der Verhandlungen - noch dazu, wenn
sich Arbeitszeitverlängerungen nur punktuell bei Neueingestellten realisie-
ren ließen? War es demgegenüber nicht besser weiterzuverhandeln und
auszuloten, welche Fortschritte sich im Sinne der Prozessvereinbarung
vom 9. Januar 2003 für alle Beschäftigten und auf Dauer realisieren lie-
ßen?
Die VKA setzte gemeinsam mit dem Bund auf weitere Verhandlungen, die
am 13. September 2005 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. Der
neue Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVöD), der seit 1. Oktober
2005 in Kraft ist, weist alle Attribute eines modernen Tarifrechts auf: Diffe-
renzierungen in Branchen, Regionen und Betrieben, tarifvertragliche Öff-
nungsklauseln, Korridorlösungen, Härte- und Notfallregelungen; es ist viel-
fach gelungen, sich vom Beamtenrecht zu lösen; über leistungsorientierte
Bezahlungsbestandteile finden ertragsabhängige Komponenten Berück-
sichtigung; Kostenreduzierungen werden möglich, Wettbewerbsfähigkeit
hergestellt. Kernpunkte des TVöD sind:
- Die Unterscheidung zwischen Arbeitern und Angestellten wird aufgege-

ben. Um absehbaren demographischen Entwicklungen Rechnung zu
tragen und den öffentlichen Dienst auch künftig attraktiv zu gestalten,
werden Jüngere finanziell besser gestellt; damit korrespondiert eine
Abflachung von Einkommenszuwächsen. Dadurch und durch die Lö-
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sung vom Lebensaltersprinzip erhöhen sich zugleich die Chancen
Älterer.

- Die Bezahlung richtet sich künftig nicht mehr nach Alter und Familien-
stand, sondern nach Berufserfahrung und individueller Leistung; Zeit-
und Bewährungsaufstiege sind abgeschafft.

- Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit wird es eine neue untere Ent-
geltgruppe geben, die über 300 Euro unter der jetzigen niedrigsten
Lohngruppe liegt. In von Ausgliederungen bedrohten Bereichen können
aufgrund einer entsprechenden Öffnungsklausel zusätzlich sparten-
und unternehmensspezifisch weitere Kostenentlastungen vereinbart
werden.

- Weihnachts- und Urlaubsgeld werden künftig zusammengelegt und
betragen ab 2007 je nach Entgeltgruppe sozial gestaffelt 60 - 90 % der
aktuellen Werte.

- Von 2007 an wird aufkommensneutral eine variable leistungsbezogene
Bezahlung von zunächst 1% des gesamten Entgeltvolumens einge-
führt. Damit kann beispielsweise jedem zehnten Beschäftigten, wenn
er Überdurchschnittliches zum Unternehmenserfolg beiträgt, aufs Jahr
gerechnet gut ein Monatsgehalt zusätzlich leistungsbezogen gezahlt
werden.

- Es werden Führungsfunktionen auf Zeit (bis zu zwölf Jahre) und auf
Probe (bis zu zwei Jahre) eingeführt.

- Durch weitgehende Arbeitszeitflexibilisierung (zum Beispiel wöchent-
liche Arbeitszeitkorridore bis zu 48 Stunden) lassen sich Belastungs-
spitzen ohne zuschlagspflichtige Überstunden ausgleichen und bela-
stungsarme Zeiten durch Freizeitausgleich überbrücken.

- Die wöchentliche Arbeitszeit kann durch landesbezirkliche Vereinbarun-
gen auf bis zu 40 Stunden verlängert werden.

Natürlich wäre gerade bei der Arbeitszeit mehr erreichbar gewesen, wenn
man sich ausschließlich an den eigenen Vorstellungen hätte orientieren
können. So wäre denn eine Einigung zwischen Bund, Länder und Kommu-
nen vermutlich ein Leichtes gewesen. Und vielleicht ist es gerade für man-
che Minister auf Länderebene in der Tat schwer verständlich, dass sich die
Arbeitsbedingungen von Millionen Beamtinnen und Beamten mit wenigen
Federstrichen ändern lassen, während sich das Gleiche auf dem Verhand-
lungsweg nicht oder nur gegen erhebliche Zugeständnisse erzielen lässt.
Doch Tarifverhandlungen sind nun einmal kein Wunschkonzert und Ergeb-
nisse ohne Kompromisse auf beiden Seiten nicht möglich.
Als Fazit bleibt fest zu halten: Mit dem TVöD wird das bisherige Tarifrecht
durch ein modernes, leistungsorientiertes und transparentes Tarifrecht er-
setzt, das den Anforderungen einer modernen Verwaltung für die Bürgerin-
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nen und Bürger gerecht wird. Der Abschluss markiert eine Zäsur für den
öffentlichen Dienst und ist zugleich ein Beleg dafür, dass die Sozialpartner-
schaft funktioniert.
Der neue TVöD gilt unmittelbar für alle Beschäftigten, die nach dem
1.10.2005 neu eingestellt werden. Für die vorhandenen Beschäftigten gel-
ten Überleitungsregelungen (TVÜ), die gewährleisten, dass niemand Ge-
haltseinbußen beim Tabellenentgelt hinzunehmen hat. Bei den bisherigen
Arbeiterinnen und Arbeitern wird es sogar in einer Reihe von Fällen Ent-
gelterhöhungen geben. Die Entgeltabrechnung arbeitet mit Hochdruck dar-
an, den Umstieg in das neue Recht bereits mit der Oktoberabrechnung zu
bewältigen. Dabei werden ca. 21.000 Tarifbeschäftigte (einschließlich Beur-
laubte) unter Berücksichtigung ihrer individuellen Ansprüche überzuleiten,
die Arbeitsverträge fortzuschreiben und ca. 16.800 Stellen neu zu bewer-
ten sein.
Die kostenmäßigen Auswirkungen von TVÜ und TVöD auf das Haushalts-
jahr 2006 hin lassen sich gegenwärtig noch nicht abschätzen und bleiben
daher bei der Ausgabenkalkulation unberücksichtigt. So wird es beispiels-
weise bei den Überstunden und im Rahmen der Fluktuation zu Kostenent-
lastungen kommen. Kostenmehrungen wird es (wie bereits erwähnt) im
bisherigen Arbeiterbereich geben. Schwer bezifferbar sind absehbare Flexi-
bilisierungsgewinne bei der Arbeitszeit. Mittel- und langfristig rechne ich
jedenfalls mit Kostenentlastungen, die in ihrer Größenordnung von einer
Reihe weiterer Faktoren abhängen.
Prägend für die Personalwirtschaft in der Münchner Stadtverwaltung und
den Personalhaushalt 2006 sind folgende Fakten und Kennzahlen.
1. Personalstand und Stellenplan 2005

1.1 Personalstand Stadt München gesamt (inkl. Auszubildende, Stand

Juli, bereinigt um die Stadtwerke und die Krankenhäuser)

Bezieht man die Eigenbetriebe in die Betrachtung mit ein, so lässt sich
eine leichte Abnahme des Personalstands feststellen (31 Dienstkräfte).
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1.2  Personalstand - Gemeindehaushalt 1993 – 2005 (ohne Beurlaubte)

Stand Juli

Die Zahl der Beschäftigten im Gemeindehaushalt ist im Jahr 2005 um 147
Personen gesunken. Bereinigt um die Nachwuchskräfte ergibt sich eine
Minderung um 28 Personen.
Berücksichtigt man den Einsatz zusätzlicher Dienstkräfte bei der Kinderbe-
treuung (126) und die starke Zunahme der Dienstkräfte in der Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit (262), ergeben sich per Saldo gut 400 Perso-
nen weniger, die sich auf die gesamte Stadtverwaltung verteilen.
Insgesamt befinden sich derzeit 678 Dienstkräfte in der Freistellungspha-
se der Altersteilzeit.
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Mit aktuell 20.046 Beschäftigten (ohne Beurlaubte) verzeichnen wir im Ge-
meindehaushalt den niedrigsten Personalstand seit 1993.

1.2.1 Anteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

mit anderer Staatsangehörigkeit

In München leben 296.865 Einwohnerinnen und Einwohner ohne deut-
schen Pass, was – wie im Vorjahr - einen Anteil von 23,2 % an der Bevöl-
kerung ausmacht.
Der Anteil nichtdeutscher Kolleginnen und Kollegen beträgt stadtweit bei
den Tarifbeschäftigten 14,4 % (Vorjahr: 14,8 %), bei den Beamtinnen und
Beamten 0,1 % (Vorjahr: 0,07 %), insgesamt 9,5 % (Vorjahr: 9,6 %).
1.2.2 Stellenplan

Die Zahl der vorhandenen Stellen zum Stichtag 31.07.2005 hat mit 26.277
um 348 gegenüber dem Vorjahr (25.929) zugenommen. Diese Steigerung
beruht u.a. auf die Zunahme von Dienstkräften in der Freistellungsphase
der Altersteilzeit, der Schaffung der erforderlichen Stellen im Zusammen-
hang mit dem Arbeitslosengeld II (Hartz IV) sowie der Schaffung von Stel-
len im Arbeiterbereich für ehemals geringfügig Beschäftigte.
Der Bestand an Stellen im Organisationsstellenplan eines Referates ist an
die Aufgaben gebunden. Kann ein Referat aufgrund der Budgetlage nicht
mehr alle zur Aufgabenerledigung organisatorisch erforderlichen Stellen
besetzen, hat dies nicht zwangsläufig zur Folge, dass diese Stellen auch
eingezogen werden. Im Gegenzug gibt es nach wie vor neue Aufgaben
aufgrund von Gesetzesänderungen, Stadtratsbeschlüssen oder auch Aus-

Personalstand Juli (ohne Eigenbetriebe)
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weitungen bestehender Aufgaben, wofür Stellen eingerichtet werden müs-
sen.
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1.3. Personalstand der Eigenbetriebe (Stadtentwässerung, Groß-

markthalle, Landwirtschaftliche Betriebe, Kammerspiele, Schlachthof)

zum 31.07.2005
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2. Ausbildung

Auch im Ausbildungsjahr 2005 starteten bei der Stadtverwaltung zahlrei-
che Nachwuchskräfte in eine Ausbildung. Trotz der äußerst schwierigen
Haushaltslage kommen wir weiterhin unserem Anliegen nach, möglichst
vielen Jugendlichen einen Berufsstart zu ermöglichen. Das Ziel von 270
Ausbildungsplätzen pro Einstellungsjahr (sog. freiwillige Ausbildungsver-
pflichtung) konnte zu 80% erreicht werden. Bis 2003 konnten wir, trotz der
Haushaltskonsolidierung, unser selbst gesetztes Ziel übertreffen oder zu-
mindest erreichen.
In diesem Jahr begannen 208 Auszubildende (Vorjahr: 213) ihre Ausbildung
– 107 junge Männer (51,4% / Vorjahr: 44,1 %) und 101 junge Frauen
(48,6% / Vorjahr: 55,9 %). Unter ihnen waren auch vier Jugendliche mit
einer Schwerbehinderung (Vorjahr: 7). Seit dem Einstellungsjahr 2000 wur-
den insgesamt 66 Schwerbehinderte in Ausbildungsverhältnisse übernom-
men.
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Im Einzelnen wurden (Vorjahreswerte in Klammern) 124 (148) Inspektoran-
wärterinnen und -anwärter, 3 (3) Dipl. Verwaltungsinformatikerinnen und -
informatiker, 26 (25) Sekretäranwärterinnen und -anwärter, 14 (16) Verwal-
tungsfachangestellte, 2 (2) Reiseverkehrskaufleute,  26 (14) Gärtner, 1 Flo-
ristin (0), 3 (1) Straßenbauer sowie 2 (2) Fachkräfte für Veranstaltungstech-
nik eingestellt.
Eine Ausbildung bei den Eigenbetrieben begannen 2 (2) Fachkräfte für Ab-
wassertechnik, 1 (1) Hauswirtschafterin und 4 (3) Landwirte.
Hinzu kommen 8 (10) IT-Systemelektroniker/innen und 1 (2) Kfz-Mechatro-
niker, die außerbetrieblich bei der Stadtwerke München GmbH im Auftrag
der Stadt ausgebildet werden.
In der Gesamtschau starteten damit 217 Auszubildende (229 im Vorjahr) in
den verschiedensten Bereichen ins Berufsleben. Der Rückgang beim ge-
hobenen Dienst ist sowohl in der Bedarfslage als auch der Qualität der
Bewerber begründet.
3. Fort- und Weiterbildung

Trotz der knappen finanziellen Vorgaben konnte für das Jahr 2006 erneut
ein umfassendes Programm („Impulse geben” und „Gemeinsam erfolg-
reich”) in hoher Qualität angeboten werden. Die Zahl der Veranstaltungen
der Allgemeinen Fortbildung wird 2006 bei ca. 600 geplanten Seminaren
(2005: ca. 580) mit zirka 8.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern liegen. In
geringem Umfang verbleiben so noch Kapazitäten für sonstige Seminare
außerhalb des planbaren Bedarfes (ca. 20 Seminare).
Nachdem sich die mit Stadtratsbeschluss vom 16.06.2004 verfügte flä-
chendeckende Migration von Microsoft Office/Windows NT auf Linux/
OpenSource zeitlich verschoben hat, wird der Beginn der hierfür notwen-
digen Qualifizierungsoffensive durch die DV-Fortbildung nun für das zweite
Halbjahr 2006 erwartet. Die Unterschiede sowohl bei den Benutzeroberflä-
chen als auch bei den Standard-Büroanwendungen erfordern eine Anpas-
sung des Wissenstandes bei nahezu allen betroffenen Anwenderinnen und
Anwendern. Abhängig von den geplanten Umstellungszeiträumen der je-
weiligen Referate wird im Jahr 2006 mit der Organisation und Durchfüh-
rung von etwa 1.800 Seminaren allein für die Migration gerechnet. Hinzu
kommen noch geschätzte 250 - 300 Seminare aus dem jährlich erschei-
nenden regulären DV-Fortbildungsprogramm „Update 2006”.
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Durch die Steigerung der Teilzeitquote von 24,9 % (31,3 % inkl. Altersteil-
zeit) im Vorjahr auf 25,2 % (33,0 % inkl. Altersteilzeit) zeigen wir, dass wir
eine familienfreundliche Arbeitgeberin sind und sich
Altersteilzeit nach wie vor großer Beliebtheit erfreut.
4.2 Altersteilzeit (ATZ) für Beamtinnen, Beamte

und Teilzeitbeschäftigte

4.2.1 Altersteilzeit für Beamtinnen und Beamte

Derzeit machen 671 Beamtinnen und Beamte (Vorjahr: 780) von der Mög-
lichkeit der Altersteilzeit Gebrauch, davon sind 439 Männer (Vorjahr: 521)
und 232 Frauen (Vorjahr: 259). 576 haben sich für das Blockmodell (Vorjahr:
675), 95 für das Teilzeitmodell (Vorjahr: 105) entschieden.
4.2.2  Altersteilzeit für Tarifbeschäftigte

Im Tarifbereich sind derzeit 1.293 Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter in
Altersteilzeit (Vorjahr: 1.108), davon 518 Männer (Vorjahr: 433) und 775
Frauen (Vorjahr: 675). Der größte Teil der Beschäftigten, nämlich 1.229 (Vor-
jahr: 1.064), hat sich für das Blockmodell entschieden, 64 wählten das Teil-
zeitmodell (Vorjahr: 57).
5. Leitsätze 2000: Frauen in Führungspositionen

Bei der Stadt München gibt es insgesamt 2.592 Führungskräfte sowie
Stellvertreterinnen und Stellvertreter verteilt über alle Laufbahn- und Be-
soldungsgruppen, Vergütungs- und Lohngruppen, bereinigt um Altersteil-
zeitkräfte in der Freistellungsphase. 43,1 % der Stelleninhaber sind mittler-
weile Frauen - im Vergleich zu 42,4 % im Jahr zuvor - stellt dies eine erneu-
te Steigerung dar. Damit liegt die Landeshauptstadt weit über dem Frauen-
anteil in Spitzenpositionen der Privatwirtschaft.
506 Führungskräfte sowie Stellvertreterinnen und Stellvertreter üben ihre
Funktion in Teilzeit aus (Vorjahr: 526), davon 324 Frauen (64,0 %), das sind
12,5 % aller Führungspositionen (Vorjahr: 60,1 % Frauen; 19,7 % aller Füh-
rungspositionen).
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Die Ergebnisse der Personalauswahlverfahren um Führungspositionen der
letzten Jahre belegen, dass sich Frauen in Ausschreibungsverfahren über-
proportional durchsetzen. Nach wie vor bewerben sich Frauen allerdings
weniger häufig als Männer.
6. Schwerbehindertenquote

Für das Haushaltsjahr 2004 konnte eine Schwerbehindertenquote von 5,92
% ermittelt werden.

Schwerbehindertenquote im Gemeindehaushalt  

 2000  2001  2002  2003  2004

zugrunde zu legende Arbeitsplätze 26.041  26.433  24.881 25.198 25.057

besetzte Pflichtplätze 1.426 1.520 1.416 1.337 1.484

Quote 5,48% 5,75% 5,69% 5,31% 5,92%

Auch im Jahr 2004 konnten wir die gesetzliche Schwerbehindertenquote
von 5 % erfüllen und es musste keine Ausgleichsabgabe geleistet wer-
den.
Im Bereich des Gemeindehaushalts kommt die Stadt mit einer Schwerbe-
hindertenquote von 5,92 % dem Ziel der städtischen Integrationsvereinba-
rung, 6% schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen, sehr nahe.
7. NKRw

Die Einführung des Neuen Kommunalen Rechnungswesens (NKRw) mit
SAP R/3 hat aktuell folgenden Stand erreicht:
- 10 von 12 Referaten sind mit den Kernmodulen produktiv,
- in 5 Referaten läuft bereits die Kostenträgerrechnung,
- die Einführung von EBP (Internet-basiertes Vorsystem zur vereinfach-

ten dezentralen Beschaffung) für Verwaltungsbedarf gesamtstädtisch
und für Baudienstleistungen im Baureferat ist abgeschlossen,

- die Stiftungen wurden umgesetzt,
- erste Lager im Baureferat und RAW verbuchen ihre Zu- und Abgänge in

SAP R/3,
- Zinssicherungsgeschäfte (= Derivate) können in Euro- und Fremdwäh-

rung abgewickelt werden,
- die internen Dienstleistungen des Amts für Informations- und Datenver-

arbeitung, des Personal- und Organisationsreferates und der Stadtkäm-
merei werden über die interne Leistungsverrechnung regelmäßig in
Rechnung gestellt.
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Das Kreisverwaltungsreferat und das Referat für Gesundheit und Umwelt
werden zum 1.01.2006 den Produktivbetrieb aufnehmen und schließen da-
mit den Kreis der städtischen R/3-Anwender. Parallel dazu wird die Kosten-
trägerrechnung in weiteren 5 Referaten für einen Start zum 1.01.2006 vor-
bereitet.
Zugleich gilt es, das bereit gestellte Werkzeug auch im Sinne des NSM zu
nutzen. Einen Schwerpunkt der nächsten Monate stellt deshalb die Kon-
zeption einer neuen Struktur des künftigen kommunalen Haushaltes dar
(„produktorientierter Haushalt mit Leistungsbezug”).

Das Projekt, das unter der Federführung des Personal- und Organisations-
referates voraussichtlich am 30.06.2006 endet, wird im ersten Halbjahr
2006 des weiteren noch folgende Schwerpunkte aufweisen:
- Konsolidierung der Referatsbilanzen
- Umsetzung der kompletten Bankenbuchhaltung
- Betreuung der Pilotanwender zum Produktorientierten Haushalt mit

Leistungsbezug sowie Evaluierung der Konzeption
- geordneter Übergang der Restarbeiten in die Linienorganisation der

Stadtkämmerei
Aktuell liegen alle Meilensteine der NKRw-Einführung im Zeitplan, die vor-
gesehenen Kosten für das Gesamtprojekt werden unterschritten.
8. paul@

2006 wird die Stadt München im Bereich der technischen Unterstützung in
der Personalarbeit neue, moderne Wege beschreiten. Mit dem System
paul@ (personal-administrative-unterstützungs-leistungen @= web-basie-
rend) werden die „Klassiker” des Personalwesens wie beispielsweise die
Personalverwaltung, die Entgeltabrechnung, die Stellenwirtschaft und die
Verknüpfung des Systems mit dem Neuen Kommunalen Rechnungswe-
sen zusammen geführt. Wir lösen damit nicht nur das bisherige, an den
Grenzen seiner Leistungsfähigkeit angekommene „Gemeinsame Abrech-
nungsverfahren” (GAV) ab, sondern können neben einer modernen Ent-
geltabrechnung die Anforderungen an moderne, ganzheitlich strukturierte
Personalprozesse nach und nach verwirklichen. Dabei wird die künftige
Datenpflege direkt an Ort und Stelle erfolgen. Heute häufig vorkommende
Medienbrüche gehören der Vergangenheit an – Daten werden künftig ta-
gesaktuell vorgehalten.
9.Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen

Auch im Jahr 2006 wird es keine betriebsbedingten Kündigungen geben.
Wir nehmen dabei das Risiko in Kauf, dass in einzelnen Berufsgruppen
Personal nicht in der kalkulierten Zeit stadtweit umgesetzt werden kann,
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weil geeignete Einsatzmöglichkeiten in anderen Referaten nicht zur Verfü-
gung stehen. Der hohe Spardruck zwingt die Fachbereiche nach wie vor, in
vielen Fällen auf die Wiederbesetzung frei werdender Stellen vorüberge-
hend oder dauerhaft zu verzichten. Ich gehe davon aus, dass die Referate
ihre Konsolidierungsbeiträge trotzdem erbringen können, indem sie auf
alternative Sparmaßnahmen ausweichen (z. B. Einsatz von Sachmitteln
oder vorübergehend von Haushaltsausgaberesten).
10. Personalausgaben 2006

Die Kalkulation der Personalausgaben erfolgte unter der Vorgabe des 2.
Haushaltssicherungskonzeptes. Das Personal- und Organisationsreferat
musste damit wieder von einer grundsätzlichen Nullsteigerung für alle Be-
reiche ausgehen. Ausnahmen werden nur vorgesehen, wenn Stadtratsbe-
schlüsse Ausweitungen vorsehen, Gesetzesänderungen zusätzliches Per-
sonal erfordern oder das Kriterium “Investitionsschutz” greift.
Die Teuerung fällt 2006 durch die in der Tarifrunde 2005 vereinbarten Ein-
malzahlungen gering aus. Etwaige Kostensteigerungen aus der Strukturre-
form des TVöD zu Beginn des Umstiegs sind noch nicht bezifferbar, müs-
sen aber in den Budgets aufgefangen werden.
Aufgrund der Vorgaben des 3. Haushaltssicherungskonzeptes werden die
Referatsbudgets um 6,4 Mio. Euro reduziert.

in Tsd. Euro 2005 2006 Veränderung in %

Aktive (Gr. 490.0) 1.060.663 1.063.243 2.580 0,24%

Versorgung 213.025 218.924 5.899 2,77%

Beihilfe 52.565 52.777 212 0,40%

Gr. 490.1 265.590 271.701 6.111 2,30%

Gesamt (Gr. 490) 1.326.253 1.334.944 8.691 0,66%

10.1 Personalausgaben 2006 gesamt

Die Summe der Personalausgaben 2006, einschließlich Beihilfen und Ver-
sorgung, beträgt 1.335 Mio. Euro. Gegenüber dem Stand 2005 (1. NHS) mit
1.326 Mio. Euro entspricht dies einer leichten Erhöhung um knapp 9 Mio.
Euro oder 0,66 %.
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Im Detail sieht die Kalkulation der Personalausgaben wie folgt aus:

2005 1.326.253
 + personelle Veränderungen 14.804
- Reduzierungen * -3.208
 - Ausgliederungen -2.661
 - Konsolidierung 2006 -6.354
+ Veränderungen Beihilfe 212
+Veränderungen Versorgung 5.899
Ansatz 2006 1.334.945
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Der Reduzierung der Personalausgaben bei den aktiven Bezügen um 6,4
Mio. Euro aufgrund der Konsolidierung sowie Minderungen in Höhe von
5,9 Mio. Euro u.a. durch die vorgesehene Ausgliederung des Stachusbau-
werks und die erfolgte Umwandlung des Schlacht- und Viehhofs in einen
Eigenbetrieb, steht eine Veranschlagung von zusätzlich 14,8 Mio. Euro ge-
genüber. Zusätzlich zu finanzieren sind z.B. 4 Mio. Euro für Altersteilzeitfäl-
le aus der Sonderrücklage (im Vorjahr betrug dieser Anstieg noch 7 Mio.
Euro), 6 Mio. Euro für die Kinderbetreuung sowie 2,5 Mio. Euro für die
Schulen. Wie im Vorjahr prognostiziert werden wir es damit im Jahr 2006
mit einer geringeren Zunahme der Alterteilzeitfälle zu tun haben, wie im
laufenden Jahr.

Im Bereich Versorgung und Beihilfen erhöhen sich die Ansätze um 6 Mio.
Euro.

Die Entwicklung der Personalausgabenansätze je Referat im Vergleich der
Jahre 2005/2006 ist in nachfolgender Tabelle dargestellt:



R
at

ha
us

 U
m

sc
ha

u
S

ei
te

 3
1

Personalausgaben 2005 und 2006

Ansatz 2005 (1. NHS) Ansatz 2006

Aktive Bezüge

(490.0)

Versorgung u. 

Beihilfen

Aktive Bezüge

(490.0)

Versorgung u. 

Beihilfen Differenz

Veränderung

aktive

pauschal gesondert gesamt 490.0 (490.1 u. 490.2) Summe pauschal gesondert gesamt 490.0 (490.1 u. 490.2) Summe  aktive in %

Direktorium 18.862.500 13.815.000 32.677.500 7.866.900 40.544.400 18.824.600 13.815.000 32.639.600 8.467.100 41.106.700 -37.900 -0,12%

Revisionsamt 4.197.100 0 4.197.100 1.407.300 5.604.400 4.138.100 0 4.138.100 1.386.700 5.524.800 -59.000 -1,41%

Baureferat 110.931.600 18.233.400 129.165.000 17.881.500 147.046.500 108.911.900 18.233.400 127.145.300 19.704.600 146.849.900 -2.019.700 -1,56%

Referat für Gesundheit und 
Umwelt 23.231.700 15.774.400 39.006.100 19.307.100 58.313.200 23.095.800 15.774.400 38.870.200 18.855.100 57.725.300 -135.900 -0,35%

Kommunalreferat 25.694.300 665.600 26.359.900 6.466.400 32.826.300 23.284.400 210.600 23.495.000 7.167.500 30.662.500 -2.864.900 -10,87%

Kreisverwaltungsreferat 51.437.800 63.205.600 114.643.400 44.164.800 158.808.200 51.710.100 61.924.700 113.634.800 46.697.800 160.332.600 -1.008.600 -0,88%

Kulturreferat 31.858.100 12.046.500 43.904.600 2.315.500 46.220.100 31.917.800 12.032.200 43.950.000 2.379.800 46.329.800 45.400 0,10%

Personal- u. Org.referat 18.911.600 2.564.600 21.476.200 7.533.800 29.010.000 18.676.600 2.539.600 21.216.200 7.253.500 28.469.700 -260.000 -1,21%

Personal- u. Org.referat (Zentrale 
Ansätze) 0 36.919.800 36.919.800 27.194.500 64.114.300 0 40.919.800 40.919.800 27.163.800 68.083.600 4.000.000 10,83%

Planungsreferat 31.332.200 0 31.332.200 6.490.000 37.822.200 30.987.200 0 30.987.200 6.193.100 37.180.300 -345.000 -1,10%

Schulreferat 255.545.500 139.204.700 394.750.200 97.382.300 492.132.500 256.768.900 142.042.100 398.811.000 96.356.600 495.167.600 4.060.800 1,03%

Sozialreferat 23.629.700 135.027.100 158.656.800 20.550.800 179.207.600 23.731.500 136.301.800 160.033.300 23.032.100 183.065.400 1.376.500 0,87%

Stadtkämmerei 19.040.900 0 19.040.900 5.629.600 24.670.500 18.950.200 0 18.950.200 5.535.100 24.485.300 -90.700 -0,48%

Stadtkämmerei - Stiftungen 0 80.500 80.500 0 80.500 0 0 0 0 0 -80.500 -100,00%

Referat f. Arbeit u. Wirtschaft 7.391.800 1.061.100 8.452.900 1.399.500 9.852.400 7.391.800 1.061.100 8.452.900 1.507.400 9.960.300 0 0,00%

Summe 622.064.800 438.598.300 1.060.663.100 265.590.000 1.326.253.100 618.388.900 444.854.700 1.063.243.600 271.700.200 1.334.943.800 2.580.500 0,24%
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10.2 Aktive Bezüge

Die aktiven Bezüge für sich genommen, d.h. ohne Versorgung und Beihil-
fen, ergeben zum Beginn der Fachausschussberatungen rund 1.063,2 Mio.
Euro. Gegenüber dem Stand 2005 (1. NHS) mit ca. 1.060,7 Mio. Euro sind
dies 2,5. Mio. Euro oder 0,24 % mehr.
10.3 Versorgung und Beihilfe

Die Ansätze für die Versorgungsbezüge 2006 steigen gegenüber dem Vor-
jahr um ca. 5,9 Mio. Euro. Die Spareffekte der Reformgesetze wirken im
Versorgungsbereich. Allerdings übersteigt derzeit die Zahl der Neuzugänge
in den Versorgungsbereich die Zahl der Abgänge. Die Kalkulation beinhaltet
auch eine geringe Teuerung 2006. Die Aufwendungen für Versorgungsbezü-
ge erhöhen sich somit um 2,8 % auf rund 219 Mio. Euro.
Die Ausgaben für die Beihilfe bleiben nahezu konstant. Eine Veränderung
in Höhe von 0,2 Mio. Euro oder 0,4 % ergibt sich lediglich aus Schwan-
kungsbreiten im solidarischen Umlageverfahren. Auf der Basis der Ist-Er-
gebnisse der Vorjahre, der eingeführten Eigenbehalte und der sog. Praxis-
gebühr, die dämpfend wirken, planen wir im Gemeindehaushalt mit Ausga-
ben in Höhe von 52,8 Mio. Euro.
Die Ansätze für Versorgung und Beihilfen erhöhen sich somit insgesamt
um 6,1 Mio. Euro oder 2,3 %.
10.4 „Investitionsschutz” im Bereich Kinderbetreuung

Bei den Kindertagesstätten, Kooperationseinrichtungen, Kinderkrippen und
Tagesheimen greift das Kriterium des „Investitionsschutzes”. Trotz der
schwierigen Finanzlage wird für die Kinderbetreuung wieder ein Betrag in
Höhe von etwa 6 Mio. Euro zusätzlich zum bestehenden Ansatz in Höhe
von rund 165 Mio. Euro bereit gestellt.
Für 2006 wird ein Personalstand im Erziehungsdienst von 4.500 Dienst-
kräften prognostiziert.

Dienstkräfte im Erziehungsdienst
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10.5 Entwicklung im Lehrdienst

Die Entwicklung im Lehrdienst ist nach wie vor durch die Auswirkungen
von Begrenzungssatzungen für städtische Schulen als Folge der Haus-
haltskonsolidierung gekennzeichnet.
Der aus dem Schüleranstieg der vergangenen Jahre resultierende Anstieg
der Stellenzahlen konnte 2004 gestoppt und 2005 die Anzahl der Stellen
verringert werden. Für 2006 wird wiederum ein geringer Anstieg erfolgen,
der insbesondere auf der Umsetzung der Pflichtaufgaben des G 8-Be-
schlusses sowie dem Münchner Weg im Rahmen der G 8-Einführung ba-
siert.

Zusammenfassend lässt sich absehen, dass die Vorgaben des 2. und 3.
Haushaltssicherungskonzeptes auch 2006 nach den vorliegenden Feinkon-
zepten der Referate eingehalten werden.
Zum Schluss möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der Geschäfts- und Personalstellen der Referate, meines Referates, der
Stadtkämmerei, der Personalvertretung und der Gleichstellungsstelle für
die gute Zusammenarbeit bedanken.”

Besetzte Stellen im Lehrdienst
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